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Zum Außerkrafttreten vgl. § 214, BGBl. I Nr. 169/1998. 

Text 

Berufsgeheimnis 
 

 § 26. (1) Der Arzt ist zur Wahrung der ihm in Ausübung seines Berufes anvertrauten oder bekanntgewordenen 
Geheimnisse verpflichtet. 

 (2) Die im Abs. 1 vorgesehene Verpflichtung besteht nicht, wenn 
 1. die durch die Offenbarung des Geheimnisses bedrohte Person den Arzt von der Geheimhaltung 

entbunden hat, 
 2. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt durch Interessen der öffentlichen 

Gesundheitspflege oder der Rechtspflege gerechtfertigt ist, 
 3. nach gesetzlichen Vorschriften eine Meldung des Arztes über den Gesundheitszustand bestimmter 

Personen vorgeschrieben ist, 
 4. Mitteilungen oder Befunde des Arztes über Krankheiten und Gebrechen des Versicherten an Träger der 

Sozialversicherung erforderlich sind. 

 (3) Außer im Falle einer behördlichen Anfrage nach Abs. 2 Z 2 kann der Arzt eine Erklärung darüber, ob ein 
Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege an der Offenbarung des Geheimnisses vorliegt, von der 
Bezirksverwaltungsbehörde verlangen. 

(4) Die im Abs. 1 vorgesehene Verpflichtung besteht weiters dann nicht, wenn die für die Honorar- bzw. 
Medikamentenabrechnung gegenüber den Krankenversicherungsträgern, Krankenanstalten, sonstigen 
Kostenträgern oder Patienten erforderlichen Unterlagen zum Zweck der Abrechnung, auch im 
automationsunterstützten Verfahren, Dienstleistungsunternehmen überlassen werden. Eine allfällige Speicherung 
darf nur so erfolgen, daß Betroffene weder bestimmt werden können noch mit hoher Wahrscheinlichkeit 
bestimmbar sind. Diese anonymen Daten sind ausschließlich mit Zustimmung des Auftraggebers an die 
zuständige Ärztekammer über deren Verlangen weiterzugeben. 


